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Erläuterung 
zum Musterwiderspruch der Lebenshilfe NRW

Wir möchten ihnen mit diesen Erläuterungen den Hintergrund eines Widerspruchsverfahrens und von einem Widerspruchsschreiben erklären. 
Grundsätzlich hat jeder, der einen Bescheid empfängt, das Recht dazu, Widerspruch gegen diesen Bescheid einzulegen. Bei einem sozialrechtlichen Bescheid steht das im Paragraf 84 SGG (Sozialgerichtsgesetz).
Der Widerspruch muss schriftlich eingereicht werden. Per E-Mail oder telefonisch ist das nicht möglich. 
Der Widerspruch kann auch zur Niederschrift bei der Behörde eingereicht werden. Das bedeutet: Sie gehen persönlich zur Behörde und legen dort den Widerspruch direkt ein.
Lassen sie sich von der Behörde bitte eine Kopie ihres Widerspruchs geben. Dann haben sie den Nachweis vom Widerspruch „in der Hand“.
Nach Eingang vom Widerspruch muss die Behörde den Bescheid nochmal prüfen. In der Regel werden die Sachlage und die Rechtslage durch eine andere Person oder eine andere Abteilung neu geprüft.
„Am (Datum, an dem sie den Bescheid erhalten haben) ist mir ihr Bescheid vom (Datum vom Bescheid) zugegangen. Hiermit lege ich gegen diesen Bescheid Widerspruch ein.“
Mit diesem Satz stellen Sie klar, dass sie das Rechtsmittel Widerspruch einlegen. Im Widerspruch sollte das Datum vom Bescheid stehen und das Aktenzeichen des Bescheides. So kann die Behörde den Widerspruch schnell und richtig ihrer Person zuordnen. 
Wichtig: Betroffene Personen haben nach Zugang von einem Bescheid in der Regel einen Monat Zeit, um Widerspruch einzulegen.
„Begründung“
Das Ziel des Widerspruchsverfahrens ist, die Behörde dazu zu bewegen, den Bescheid aufgrund ihres Vortrags neu zu prüfen und dann auch zu ändern.
Grundsätzlich muss der Widerspruch nicht begründet werden. 
Die Behörde muss einen Widerspruch auch ohne Begründung prüfen. Man sagt dazu auch von Amts wegen prüfen. Das bedeutet: Die Behörde muss nach Fehlern suchen. So steht es im Gesetz.
Im Bescheid kann aber der Sachverhalt falsch dargestellt sein. Zum Beispiel: eine unvollständige Bedarfsfeststellung oder eine falsche rechtliche Bewertung. 
Darum ist es wichtig den Widerspruch zu begründen. Die Behörde kann das konkrete Problem in dem Bescheid schneller sehen. 
Ein gut begründeter Widerspruch mit entsprechenden Nachweisen kann helfen, dass ein Bescheid mit Fehlern neu geschrieben wird.
„Ich bin mit der im Bescheid getroffenen Entscheidung nicht einverstanden.

Ich beantrage aus folgenden Gründen eine erneute Prüfung der Angelegenheit.“
Hier kommt es nun zur Begründung von Ihrem Widerspruch.
Hier erklären Sie, weshalb sie mit dem Bescheid nicht einverstanden sind. Eine genaue Darstellung der strittigen Punkte ist sinnvoll und nützlich. Die genaue und ausführliche Darstellung vom Sachverhalt ist für die erfolgreiche Bearbeitung vom Widerspruch sehr hilfreich.
Ein anderer Weg ist folgender: 
Sie haben auch die Möglichkeit, Einsicht in die Akte von der Behörde zu nehmen. 
Das kann Ihnen bei der Begründung von ihrem Widerspruch helfen. Sie fordern die Behörde auf, ihnen die betreffenden Unterlagen zu schicken. In ihrem Widerspruchsschreiben verzichten Sie auf die Begründung. Dafür schreiben Sie folgenden Satz:
„Ich bitte um Akteneinsicht. Bitte lassen sie mir die Kopie der Akte an meine Adresse zu kommen.“ 
„Bitte bestätigen Sie mir schriftlich den Erhalt meines Widerspruchs. Teilen Sie mir bitte mit, wie Sie mit meinem Widerspruch weiter verfahren werden.“
Diesen Satz muss man nicht unbedingt schreiben.
Mit der Bestätigung vom Eingang wissen Sie aber: Mein Widerspruch ist tatsächlich bei der Behörde eingegangen. 
Die Behörde muss Sie nun über die nächsten Schritte informieren.
So wissen Sie immer wie das weitere Verfahren abläuft.
„Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne telefonisch oder per E-Mail zur Verfügung.“
Mit diesem Satz erklären sie sich bereit, dass die Behörde sich direkt mit ihnen in Verbindung setzen kann.
Das kann bei Nachfragen von der Behörde wichtig sein. Es hilft den Sachverhalt besser zu verstehen.
Diesen Satz müssen Sie aber nicht schreiben, wenn Sie ihre Telefonnummer und ihre E-Mail nicht weitergeben wollen. Dann geben sie im Briefkopf bitte weder Telefonnummer noch E-Mail an.
„Mit freundlichen Grüßen
(Ihr Name)“
Der Widerspruch muss eigenhändig von ihnen persönlich unterschrieben werden.

Weitere Hinweise:
Wenn Sie sicher gehen wollen, dass ihr Widerspruch die Behörde auch erreicht, dann geben Sie den Widerspruch bei der Behörde persönlich ab.
Lassen Sie sich auf einer Kopie von ihrem Widerspruch direkt vor Ort einen Eingangsstempel geben.
Wenn Sie den Widerspruch per Post schicken, können Sie das per Einschreiben machen.

Wenn Sie den Brief selber in den Briefkasten werfen können sich auch das Datum und die Uhrzeit aufschreiben. Wichtig dabei sind folgende Angaben:
· Wann haben Sie den Brief in den Briefkasten geworfen.
· In welchen Briefkasten haben Sie den Brief geworfen.
Hier ist wichtig die Straße oder die Postfiliale aufzuschreiben.
Will man beweisen, dass man den Widerspruch selbst eingeworfen hat, ist das nicht der sichere Weg. Aber es kann helfen.  
Die Bestätigung mit Stempel oder per Einschreiben bei der Post ist immer besser. 
Im Anschluss an das Widerspruchsverfahren erhalten Sie entweder einen Abhilfebescheid oder einen Widerspruchsbescheid. 
Mit dem Abhilfebescheid wird dem Widerspruch ganz oder teilweise stattgegeben, sprich Sie bekommen recht.
Gibt Ihnen der Abhilfebescheid nicht in vollem Umfang recht, so können Sie wegen der Punkte, die die Behörde weiterhin ablehnt, klagen.
Erhalten Sie einen Widerspruchsbescheid, können Sie gegen diese Entscheidung vor dem (Sozial-)Gericht klagen. Im Widerspruchsbescheid steht, wie sie die Klage erheben können. Achten Sie auf die Frist von einem Monat.
Die Sozialbehörde hat nach Eingang von ihrem Widerspruch 3 Monate Zeit.
Dann muss die Behörde über Ihren Widerspruch entscheiden.
Hält die Behörde diese Frist ohne ausreichenden Grund nicht ein, können Sie nach Ablauf der Frist eine Untätigkeitsklage vor dem Sozialgericht erheben.
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